
Geburtenfolge oder wegen anderer belastender Um­
weltbedingungen im Zusammenhang mit ihrem gesam­
ten Gesundheitszustand durch die Austragung des Kin­
des besonders gefährdet sein können.
Die Kommissionen dürfen keine Schwangerschaftsunter­
brechung genehmigen,
wenn die Schwangerschaft länger als 12 Wochen be­
steht;
wenn innerhalb der letzten sechs Monate bereits eine 
Schwangerschaftsunterbrechung vorgenommen wurde;
wenn infolge der Schwangerschaftsunterbrechung mit 
großer Wahrscheinlichkeit die Verschlimmerung einer 
bei der Schwangeren vorliegenden Erkrankung erwar­
tet werden muß und
wenn die Schwangere angibt, durch eine verbrecherische 
Handlung schwanger geworden zu sein, der Staatsan­
walt oder das Untersuchungsorgan aber nach Prüfung 
der Anzeige kein Ermittlungsverfahren einleitet.
Von dieser Regelung sind nur die Fälle ausgenommen, 
in denen die Austragung des Kindes das Leben der 
Schwangeren mit an Sicherheit grenzender Wahrschein­
lichkeit bedrohen würde.
Den Antrag auf Schwangerschaftsunterbrechung kann 
die Antragstellerin vor der Kommission selbst erläu­
tern, es kann auch durch den sie behandelnden Arzt 
oder ein Mitglied ihres zuständigen Frauenausschusses 
geschehen. Der behandelnde Arzt kann immer an der 
Kommissionsberatung teilnehmen. Die Schwangere 
braucht nicht zur Kommissionssitzung eingeladen zu 
werden, wenn der Vorsitzende auf Grund der Unter­
lagen zu der Auffassung gelangt, daß die Unterbrechung 
voraussichtlich genehmigt wird.
Mitglieder der Kreiskommission für Schwangerschafts­
unterbrechung sind
der Leiter des Gesundheitswesens im Kreis oder ein 
von ihm beauftragter ärztlicher Vertreter als Vorsit­
zender,
der Leiter der geburtshilflich-gynäkologischen Fachab­
teilung des für den Wohnort der Schwangeren zuständi­
gen Kreiskrankenhauses oder ein von ihm als Vertreter 
benannter Facharzt für Frauenkrankheiten und Ge­
burtshilfe,
ein vom Leiter des Gesundheitswesens im Kreis beauf­
tragter, für die Beurteilung der Krankheit, die den Ge­
sundheitszustand der Schwangeren bzw. des zu erwar­
tenden Kindes nachteilig beeinflußt, zuständiger Fach­
arzt,
eine auf dem Gebiet des Gesundheitsschutzes für Mutter 
und Kind im Kreis tätige Fürsorgerin, 
die Kreisvorsitzende des DFQ oder eine von ihr im 
Einvernehmen mit dem Leiter des Gesundheitswesens 
im Kreis benannte ständige Vertreterin.
Die Mitglieder der Kommission sind verpflichtet, gegen 
jegliche dem MKSchG und der Instruktion widerspre­
chende Tendenz zu Schematismus und unwissenschaft­
licher Enge oder Weite in der Beurteilung von Anträ­
gen entschieden Stellung zu nehmen. Jeder Fall muß 
gewissenhaft beurteilt werden. Beweggründe und Ar­
gumente, die Kommissionsmitglieder zur Gegenstimme 
veranlaßt haben, müssen im Sitzungsprotokoll vermerkt 
werden.
Uber den Antrag ist vom Tag seines Eingangs bei dem 
für das Gesundheitswesen im Kreis zuständigen Lei­
tungsorgan innerhalb von 14 Tagen zu entscheiden. 
Wird ein Antrag abgelehnt, dann kann die Antragstel­
lerin innerhalb von 8 Tagen bei der Abteilung Gesund- 
heits- und Sozialwesen des Rates des Bezirks Einspruch 
erheben. Uber den Einspruch muß die bei der Abteilung 
Gesundheits- und Sozialwesen des Rates des Bezirks 
bestehende Kommission für Schwangerschaftsunterbre­

chung auf Grund sämtlicher den Vorgang betreffenden 
Unterlagen entscheiden. Mitglieder der Bezirkskommis­
sion für Schwangerschaftsunterbrechung sind 
der Bezirksarzt oder ein von ihm beauftragter ärztlicher 
Vertreter als Vorsitzender,
der Leiter der geburtshilflich-gynäkologischen Fachab­
teilung des Bezirkskrankenhauses oder ein von ihm als 
Vertreter benannter Facharzt für Frauenkrankheiten 
und Geburtshilfe,
ein vom Bezirksarzt beauftragter, für die Krankheit, 
die den Gesundheitszustand der Schwangeren bzw. des 
zu erwartenden Kindes besonders nachteilig beeinflußt, 
zuständiger Facharzt,
eine Fürsorgerin des Referates Mutter und Kind bei der 
Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen des Bezirks, 
die Bezirksvorsitzende des DFD oder eine von ihr im 
Einvernehmen mit dem Bezirksarzt benannte ständige 
Vertreterin.
Die Bezirkskommission hat, falls erforderlich, umgehend 
ergänzende ärztliche Untersuchungen vorzunehmen und 
die Lebenssituation der Schwangeren zu überprüfen. 
Über den Einspruch ist, vom Tage seines Eingangs bei 
der Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen des Be­
zirks an gerechnet, innerhalb von 8 Tagen zu entschei­
den. Diese Entscheidung ist endgültig.

Vorbeugende Maßnahmen
Mit der bestehenden gesetzlichen Regelung sollen ille­
gale Schwangerschaftsunterbrechungen wirksam be­
kämpft werden. Die Kommissionen können bei ver­
antwortungsbewußter, den Erkenntnissen der modernen 
medizinischen Wissenschaft entsprechender Beurteilung 
von Anträgen auf Schwangerschaftsunterbrechung ver­
hindern, daß sich in Not befindliche Schwangere in die 
Hände gewissenloser Abtreiber begeben, deren Hand­
lungen ebenso wie Abtreibungen durch Schwangere 
selbst gegenwärtig noch' eine Reihe bedauernswerter 
Opfer fordern.
In der Instruktion zur Anwendung des § 11 MKSchG 
wird betont, wie notwendig eine systematische Lösung 
von Problemen der sexualethischen Erziehung, des Ehe­
lebens, der Förderung des Willens zum Kinde, der Be­
seitigung von Sexual- und Fertilitätsstörungen sowie 
der Schwangerschaftsverhütung ist. Zur Lösung dieser 
Aufgabe und um einheitliches Vorgehen bei der Geneh­
migung von Schwangerschaftsunterbrechungen durch 
die Kreis- und Bezirkskommission zu gewährleisten, 
besteht im Ministerium für Gesundheitswesen eine 
Kommission, deren Mitglieder vom Minister für Ge­
sundheitswesen ernannt sind. Ihr gehören u. a. an: 
der Stellvertreter des Ministers für den Bereich Ge­
sundheitsschutz und Hygiene als Vorsitzender,
Vertreter der Fachgebiete Geburtshilfe und Gynäkolo­
gie, Sozialhgiene, Neurologie und Psychiatrie, 
ein Vertreter des Bundesvorstandes des DFD sowie ein 
Vertreter des Generalslaatsanwalts.
Große Bedeutung kommt auch den Ehe- und Familien­
beratungsstellen in den Kreisen zu, in deren Rahmen 
die Ehe- und Sexualberatung des Gesundheitswesens 
wirkt. Es ist selbstverständlich, daß in unserer sozia­
listischen Gesellschaftsordnung jeder Frau die Möglich­
keit gegeben sein muß, unter Berücksichtigung ihrer 
Gesundheits- und Lebensumstände auf den Zeitpunkt 
ihrer Schwangerschaft Einfluß zu nehmen8. Insoweit 
kann jedoch nicht die Schwangerschaftsunterbrechung, 
sondern nur die Schwangerschaftsverhütung befürwor­
tet werden. Die sich daraus ergebenden Aufgaben kön­
nen am besten mit den folgenden Worten von Meck- 
linger und Hering beschrieben werden:
8 Rayner/Rothe, „Wenn Leben und Gesundheit in Gefahr sind“, 
Humanitas 1965, Nr. 26, S. 7.

398


